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Unser Recht auf Information durch die Verwaltung: Transparenz darf kein bloßes Schlagwort bleiben.

von Karl Tragust

Mein Zugang zum Thema ist ein Zugang aus der Praxis. Verwaltung ist eine wichtige Funktion in der Gestaltung und im Funktionieren des Gemeinwesens. 

Das Gemeinwesen betrifft die Interessen der Allgemeinheit. Einzelinteressen werden im Sinne der Interessen aller zurückgestellt. Dieses Zurückstellen ist durch Gesetz geregelt und legitimiert. Verwaltung ist Durchführung von Gesetzen. Die obersten Organe der Verwaltung sind demokratisch gewählt und legitimiert. Sie unterstehen dem Gesetz und in ihrer Gesetzgebungstätigkeit der Verfassung. Die Kontrolle über die Rechtmäßigkeit üben die Gerichte aus. Diese werden von Amts wegen oder auf Initiative von Betroffenen tätig. Der Rechtsschutz ist gesetzlich geregelt.

Die Verwaltung handelt über die gewählten Organe und beamteten Organe. Beamtete Organe habe politikvorbereitende und politikumsetzende Funktion. Das Legalitätsprinzip sagt: Jedes Verwaltungshandeln erfolgt nur im Rahmen und auf der Grundlage der Gesetze oder Akte mit Gesetzeskraft.

Der Bürger ist Adressat des Handelns der Verwaltung. Er ist Träger von Einzelinteressen und (als Teil der Allgemeinheit) von Allgemeininteressen. In beiden Fällen ist er Beteiligter und Betroffener des Handelns der Verwaltung.

In der demokratischen Tradition ist der Bürger der Souverän. Sein Einzel- und Gemeinwohl ist der Maßstab für die Tätigkeit der Staatsorgane. Der Bürger ist in jeder Phase des Handelns der Staatsorgane aktiver Part. Als Auftraggeber und als Adressat. 

Mündigkeit ist der Ausgang aus der selbstverschuldeten Abhängigkeit. Wer sein Schicksal in die eigenen Hände nimmt, übernimmt Verantwortung. Verantwortung übernehmen heißt, sich der Konsequenzen des Handelns bewusst sein und dafür einzustehen – für sich und die anderen. Bewusst sein und bewusst handeln kann nur, wer etwas weiß. Wissen setzt Information voraus. Demokratie, also das Teilen von Verantwortung für sich und die Allgemeinheit, setzt das Teilen von Wissen voraus. So gesehen ist Information, die zum Wissen führt, eine Hol- und eine Bringschuld. Diese Hol- und Bringschuld einlösen ist Transparenz.

Die Marienberger Klausurgesprächen Ende März standen unter dem Motto: Das Recht auf Wahrheit. In seinem Beitrag mit dem Titel „Wie viel Wahrheit verträgt das Volk“ sagte Landeshauptmann Arno Kompatscher: „Der Politiker ist nicht der Hüter der Wahrheit. Aber er muss transparent sein“. Wahrscheinlich meinte er damit, dass die Wahrheit im Widerstreit der Interessen nicht eine entscheidbare Kategorie ist, zumindest nicht auf politischem und auch nicht auf verwaltungstechnischem Parkett. Und er meint wohl auch: der Ausgleich der Interessen kann nur gelingen durch das Bemühen um deren Offenlegung. Nur die Nachvollziehbarkeit der Interessen aller an der Entscheidung Beteiligten ermöglicht eine dauerhafte Regelung für das tragfähige Wahrnehmen der Interessen – im Sinne „meiner, deiner und unserer Interessen“. Im mediativen Sinn – wenn wir diesen Ansatz bemühen wollen – kann der Interessensausgleich nur über die Interaktion der beiden Kontrahenten geschehen. Über den Mediator – als Hüter des Prozesses – können die Beteiligten in diesem Bemühen Hilfe und Beistand erfahren. Die Verwaltung kann häufig Mediator sein.

Über diesen Umweg ins Grundsätzliche haben wir ein mögliches Modell für die Handhabung des Rechtes auf Information in der öffentlichen Verwaltung gefunden. Interessensausgleich kann nur im aktiven Bemühen um Transparenz passieren. Aktiv muss sein:

a) der Bürger/der Betroffene, als einzelner, als Gruppe, als Interessensträger, als politisch Aktiver;

b) der Beamte/die Verwaltung, als Instanz, welche für das Gelingen von Verwaltung und somit für die Realisierung von Einzel- und Gemeininteressen verantwortlich ist;

c) die Politik, im selben Sinne, wobei sie in Vergleich zur Verwaltung, stärkere Interessensbindung hat.

Transparenz ist dabei mehr als Technik und Informationsflut. Erspart mir bitte die Aufzählung aller Gesetze und Homepages, welche heute zur Ent- und Verschleierung aktiv sind. Es würde zu nichts führen. Ich halte es lieber mit einigen Grundsätzen:

a) Einfachheit, Vollständigkeit und inhaltliche Qualität der Gesetzgebung: Als Gesetze, als Verordnungen, als Beschlüsse mit allgemeinem Inhalt. Keine Delegifierung. 

b) Einfachheit Vollständigkeit und inhaltliche Qualität der Verwaltungsakte im Einzelfall. 

c) Einfachheit, Vollständigkeit und inhaltliche Qualität der Gesetzgebungs-verfahren. Die demokratische Auseinandersetzung ist ein Streit der Argumente. Sie ist im Parlament und Landtag und außerhalb zu führen.

d) Einfachheit, Vollständigkeit und inhaltliche Qualität der Verwaltungsprozesse unter Miteinbeziehung aller Interessierten vor und nach der Entscheidung der politischen und der beamteten Organe. Vorher: bei der Annäherung und Vorbereitung, nachher: bei der Umsetzung, der Evaluation und der Nachbesserung, welche wieder in Vorbereitung mündet. 

e) Verwaltungshandeln ist zum großen Teil Ermessenshandeln. Ermessen ist gegeben, wenn die Rechtsfolge eines Verwaltungshandelns nicht eindeutig festgelegt ist, sondern durch einen inhaltlichen Überlegungs- und Beurteilungsprozess erst festgelegt werden muss. Das entscheidende Organ muss sich dabei von der Zielsetzung der Norm, von fachlichen Überlegungen, vom Gleichheitsgrundsatz und ökonomischen Vorgabe leiten lassen. Das ist  auch das Exerzierfeld der Transparenz. Ermessensentscheidungen leben in ihrer Qualität vom Grad der ermöglichten Transparenz. Und je höher die Beteiligung am Entscheidungsprozess der Betroffenen ist, desto höher ist die Transparenz und die Qualität der Entscheidung. (Programme, Pläne, Richtlinien, Subventionen, etc).

Aus aktuellem Anlass greife ich noch auf meinem Beitrag in der FF von letzter Woche zurück, weil ich meine, dass in diesem Beitrag einiges vom heutigen Thema exemplarisch zur Sprache kommt. Eigentlich ein Musterbeispiel, wie über mangelnde Transparenz und Nichteinbeziehung Konflikte, Ineffizienz und letztendlich Nichtberücksichtigung von Interessen von Einzelpersonen und der Allgemeinheit passieren. Also:

· Keine Delegiferierung, keine Generalklauseln in den Gesetzen für die Verwaltung

· Transparenz im Haushalt

· Diskussion der Gesetze außerhalb und innerhalb der Parlamente

· Politische Schulung

· Information und Debatte

· Beteiligungsgremien: Politik, Verwaltung, Interessensgruppen, Betroffene, Fachleute, kontroverse Positionen 

· Wissenschaftliche Debatte und Transparenz

· Zeit und Verständnis fürs Prozesshafte

· Diskussion und Medien

· Programme 

· Berichtswesen

· Evaluationen

· Kreislauf Bedürfnisse, Interessen, Beteiligung, Politik, Gesetzgebung, Verwaltung, Umsetzung, Bedürfnisse, Gestaltung, Beteiligung

